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Titelgeschich te der DFG-VK-Zeitschrift »Zivil-
Courage« Nr. 2/2009; Autor: Stefan Philipp

Die D emonstration in Straßburg war ein D esaster -
für die Friedensbewegung und die D elegitimie-
rung de s Nato-Kriegsbündnisse s . Grund genug, die
Diskussion darüb er, wie und mit wem in Zukunft
demonstriert werden soll, intensiv zu führen - und
klare Entscheidungen zu treffen : Keine − weil fal-
sche − Solidarität mit Gewalttätern !

Nicht nur die Nato feierte Geburtstag. Zwei Wo-
chen vor dem Nato-Gipfel in Straßburg, Kehl und
B aden-B aden b eging der Bund für Soziale Verteidi-
gung, in dem auch die DFG-VK Mitglied ist, sein
2 0-j ähriges B e stehen . D er Gründungsvorsitzende
Theo Eb ert hielt unter der Üb erschrift »Gewaltfrei
und demokratisch« den Fe stvortrag, in dem er sich
au sführlich mit Herkunft und Zukunft de s B SV b e-
schäftigte . D ab ei kam der »Vater der sozialen Vertei-
digung in D eutschland« auch auf die b evorstehen-
den Anti-Nato-Proteste zu sprechen :

»Wenn man sich nach den p azifistischen Alter-
nativkonzepten zur Nato umsieht, findet man we-
nig Konstruktives . In dem Aufruf, der zu Aktionen
gegen das 60-j ährige Jubiläum der Nato auffordert,
ist man sich nur in den Negationen, nicht ab er in
den Po sitionen einig. D as ist auch kein Wunder,
wenn man auf das S ammelsurium der Unterzeich-
ner achtet. B ei einigen Organisationen gruselt e s
mir. «

Nach dem 4 . April hat das Gru seln viele andere
erfasst. Nach massiven Gewalttaten der b eiden
» schwarzen Blö cke« − auf Seite der Polizei und der
der D emonstranten; Opfer beider: friedliche D e-
mo-Teilnehmer − stellt sich für die Friedensb ewe-
gung die Frage : Wie und mit wem will sie zukünftig
demonstrieren?

D as intensive Nachdenken darüb er hat b ereits
begonnen und es kursieren zahlreiche kluge und
inhaltlich gute Papiere aus verschiedenen Spekt-
ren . Klar scheint danach zu sein : E s reicht nicht
mehr aus , eine Verständigung üb er das Ziel einer
gemeinsamen Aktion in einem Bündnis zu finden,
mindestens genau so wichtig ist der Konsens darü-
ber, wie dieses Ziel erreicht werden soll .

Die se Disku ssionsp apiere sollen hier nicht re-
feriert werden − j ede und j eder kann sie nachlesen,
z . B . unter www. zc-online . de/nato-auswertung. An
die ser Stelle sollen einige Aspekte au s DFG-VK-spe-
zifischer Sicht thematisiert werden; orientiert also
an der Gewaltfreiheit und am Programm der DFG-
VK, das davon ausgeht, dass der »politische Pazifis-
mus kein spezifische s politische s o der soziale s Sys-
tem« prop agiert, » ab er als entscheidende Kriterien
für die Fortentwicklung von Politik und Gesell-
schaft die Durchsetzung der Menschenrechte , die
innergesellschaftliche Toleranz und den Schutz
von Minderheiten sowie den Abb au struktureller

Gewalt« erkennt, wozu »eine maximale B eteiligung
aller an politischen Entscheidungen und die umfas-
sende D emokratisierung politischer Strukturen«
gehören .

Wenn die Friedensb ewegung (o der auch ande-
re B ewegungen o der Gruppen) zu einer »D emo«
aufruft, was will sie damit? Sie will auf etwas hin-
weisen, etwas zeigen, etwas darlegen, etwas b ewei-
sen − ganz im Sinne des lateinischen Verb s demon-
strare , o der, wie e s der Duden be schreibt, » seine
Einstellung für o der gegen etwas in auffälliger Wei-
se öffentlich zu erkennen geb en« . D as scheint uns
eine selb stverständliche Ausdrucksform zu sein,
ein unzweifelhafte s Recht.

D ass e s das nicht ist, zeigt der Blick in totalitäre
Staaten . Die als Grundrechte garantierte und ge-
schützte Meinungs- und Versammlungsfreiheit ist
auch eine Konsequenz aus der NS-Diktatur, was
nicht geringge schätzt und kampflo s aufgegeb en
werden sollte . Egal, wie man zum Staat Bundesre-
publik D eutschland steht − und e s be steht wohl Ei-
nigkeit in der Friedensb ewegung, dass sie b ei allen
Missständen und aller Kritik j edenfalls kein dikta-
torischer, totalitärer Staat ist − , wäre e s fahrlässig
und dumm, die staatlichen Vertreter aus ihrer Ver-
pflichtung zu entlassen, sich an ihre eigene Ge-
schäftsgrundlage zu halten . Die se ist im Wesentli-
chen, dass » Ge setzgebung, vollziehende Gewalt
und Rechtsprechung« an das Recht j edes Einzelnen
auf freie Meinungsäußerung, das Recht »aller D eut-
schen, sich ohne Anmeldung o der Erlaubnis fried-
lich und ohne Waffen zu versammeln« sowie die an-
deren Grundrechte »als unmittelb ar geltende s
Recht gebunden« sind .

Freilich: »Für Versammlungen unter freiem
Himmel« b estimmt Artikel 8 Ab satz 2 de s Grundge-
setzes , dass das Versammlungsrecht »b eschränkt«
werden kann . Diese B eschränkungen dürfen ab er
ganz sicher nicht so weit gehen, dass vom D emonst-
rationsrecht nichts mehr übrig blieb e . D er Artikel
von Monty Schädel auf Seite 1 2 dieses Hefts schil-
dert die Auflagen, die für die D emons trationen in
B aden-B aden und Kehl verfügt wurden . Sie ma-
chen deutlich, dass damit die »freie Meinungsäuße-
rung« unter »freiem Himmel« exze ssiv b e-, wenn
nicht gar verhindert werden sollte . Nach dem Geist
die ser Re striktionen sollte man wohl schweigend ,
im Schritttempo und nackt demonstrieren (was
dann ab er wohl wegen »Erregung öffentlichen Är-
gernisses« wiederum verb oten würde) . D as Land
B aden-Württemb erg, nach de ssen Versammlungs-
gesetz die Rahmenb edingungen der D emo s gere-
gelt wurden, probiert hier etwas , womit B ayern vor
dem Bunde sverfassungsgesetz b ereits Schiffbruch
erlitten hat. D ass eine Klage gegen die Auflagen
erst in Monaten entschieden würde , ist natürlich
Kalkül . Warum ab er hab en die Veranstalter nicht
wenigstens versucht, einstweilige Anordnungen
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gegen einzelne o der alle Auflagen zu erwirken?
D ass das Bunde sverfassungsgericht dem D e-

monstrationsrecht einen hohen Stellenwert b ei-
misst, ist seit der b erühmten Brokdorf-Entschei-
dung von 1 9 8 5 b ekannt. D ort heißt es u . a. : »D as
Recht de s Bürgers , durch Ausübung der Versamm-
lungsfreiheit aktiv am politischen Meinungsbil-
dungsproze ss und Willenbildungsprozess teilzu-
nehmen, gehört zu den unentbehrlichen Funkti-
onselementen eine s demokratischen Gemeinwe-
sens . Die se grundlegende B edeutung de s Freiheits-
rechts ist vom Gesetzgeb er b eim Erlass grund-
rechtsbe schränkender Vorschriften sowie bei de-
ren Auslegung und Anwendung durch B ehörden
und Gerichte zu b eachten . « Und weiter : »Die staatli-
chen B ehörden sind gehalten, nach dem Vorbild
friedlich verlaufender Großdemonstrationen ver-
sammlungsfreundlich zu verfahren und nicht ohne
zureichenden Grund hinter b ewährten Erfahrun-
gen zurückzubleib en . Je mehr die Veranstalter ih-
rerseits zu vertrauensbildenden Maßnahmen o der
zu einer demonstrationsfreundlichen Ko operati-
on b ereit sind , de sto höher rückt die Schwelle für
b ehördliches Eingreifen wegen Gefährdung der öf-
fentlichen Sicherheit. «

Mit einer solchen Kooperation ist sicherlich ein
hö chst problematischer B ereich ange spro chen,
stellt sie do ch die Frage , welche Po sition die Frie-
densb ewegung zum bunde sdeutschen Staat b ezie-
hen will .

D er DFG-VK-Bunde sge schäftsführer Monty
Schädel hat eine umfangreiche Erfahrung in der
Organisation von D emonstrationen und Protestak-
tionen . B ereits vor zwei Jahren war er b ei allen Ver-
handlungen mit den B ehörden wegen der glob ali-
sierungskritischen Prote ste gegen den G8-Gipfel
in Heiligendamm b eteiligt, eb enso wie nun in der
Vorb ereitung der Anti-Nato-Prote ste .

In einer ersten Auswertung kam er Mitte April
zu dieser Einschätzung: »Wer heute noch an eine
Partnerschaft mit einer B ehörde o der der Polizei
glaubt, egal ob sie in Anzug und Hemd , der dunkel-
blauen o der schwarzen Kampfuniform mit Waffen,
Schild und Helm o der ab er mit bunten We sten als
Konfliktmanager daherkommen, sollte sich au s ge-
sellschaftlichen Auseinandersetzungen heraus hal-
ten . « Die B ereitschaft zu einer Ko operation − die se
hatte das Bunde sverfassungsgericht in seinem
Brokdorf-Urteil von b eiden Seiten verlangt − ver-
mo chte er nicht zu erkennen, sondern sieht ein Sys-
tem »gegen uns zur Durchsetzung der Regierungs-
politik aus Krieg, Militarisierung der Ge sellschaft,
Abb au von Grund- und Freiheitsrechten, Minimie-
rung sozialer Rechte und Kriminalisierung dage-
gen gerichteter B ewegung . « Die se s wirke unabhän-
gig vom Willen einzelner Akteure der Gegenseite ,
von denen e s einige geb en mag, die zu einer Part-
nerschaft b ereit wären .

Peter Strutynski, Sprecher de s Bundesau s-
schusse s Friedensratschlag hat in seinen Üb erle-

gungen »Wie weiter nach Strasb ourg?« formuliert,
dass die Friedensb ewegung »b ekanntlich vor allem
darauf« setzt, sich »in der Öffentlichkeit verständ-
lich zu machen . Nur so sind Veränderungen in den
Köpfen der Menschen, in den ge sellschaftlichen
, Großgruppen‘ (z . B . Gewerkschaften, Kirchen)
und schließlich auch im p arlamentarischen B e-
reich zu erzielen . « Richtig, und deshalb : So wenig
man sich als Gewaltfreier von so genannten Mili-
tanten vorzuwerfen lassen braucht, man sei naiv
(weil man weiß , dass die gewaltb efürwortende
und -ausüb ende Militanz genau das hervorruft, au s-
übt und b ewirkt, was sie b ekämpfen will) , sollte
man in ein Schwarz-weiß-denken verfallen .

Niemand kann Monty Schädel seine Erfahrun-
gen ab sprechen . Aber in seinem eigenen Auswer-
tungsp apier wirbt er im Blick auf die notwendige
Aufarb eitung dafür, »dass nicht alle subj ektiven
Eindrücke generalisiert werden können . « In der
Tendenz hat er sicherlich Recht, aber wo waren im
Vorfeld o der auch kontinuierlich die Kontakte zu
den D GB-Kollegen der Gewerkschaft der Polizei?
Sicherlich kein einfacher Kontakt, zumal dann,
wenn man vom GdP-Vorsitzenden Freib erg in sei-
ner Presseerklärung vom 4 . April le sen muss , dass
er den »Polizeieinsatz auf deutscher Seite des Nato-
Gipfels« als »vorbildlich« b e schreibt. D enno ch ein
zwar schwieriger, aber unerlässlicher Kontakt.

O der wo war im Vorfeld das Ge spräch mit der
FDP, die in B aden-Württemberg an der Regierung
b eteiligt ist? Sicherlich auch schwierig und müh-
sam, ab er e s gibt in die ser neolib eralen FDP auch ei-
nen bürgerrechtlichen Flügel . Trägt z . B . der unein-
ge schränkt b eide Maximen mit, wie sie der hö chste
Verantwortliche für den Polizeieinsatz, der Leiten-
de Kriminaldirektor und Leiter der Landespolizei-
direktion Freiburg, B ernhard Rotzinger, vorgege-
b en hat : »D ie Sicherheit der Staatsgäste und aller
D elegationsteilnehmer muss j ederzeit gewährleis-
tet sein . D er störungsfreie Verlauf aller Veranstal-
tungen einschließlich der Rahmenprogramme hat
oberste polizeiliche Priorität. « D er erste S atz
scheint minde stens nachvollziehb ar, der zweite ist
aus grundrechtlicher Sicht schlicht falsch: Auch
Staatsgäste und ihr Gefolge hab en es in einer D e-
mokratie auszuhalten, sich durch friedlichen Pro-
test »gestört« zu fühlen . D as wird j eder grund-
rechtsliberale FDPler unterschreib en können .

D as Streb en nach »Veränderungen in den Köp-
fen der Menschen« hin auf eine gewaltfreie Orien-
tierung und mit menschenrechtlich orientierter
Perspektive führt direkt zu der Frage nach den
Bündnisp artnern der DFG-VK.

Versteht man Gewaltfreiheit im Gandhi' schen
Sinne als aktive s Tun, für das b ewusst auch Nachtei-
le in Kauf genommen wird , das stets offen agiert
und die volle Verantwortung dafür übernimmt, das
das Leb en, die Integrität und die Würde des Kontra-
henten unter allen Umständen re spektiert, dann
wäre das ein sehr hoher Anspruch, der den Kreis
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möglicher Bündnisp artner massiv b e schränken
würde . (Und fraglich wäre im Übrigen, ob ein sol-
che s Verständnis üb erhaupt von allen DFG-VK-Mit-
gliedern geteilt würde .) Unstrittig in der DFG-VK
dürfte ab er sein, dass Aktionen so angelegt und
durchgeführt werden müssen, dass sie friedlich,
gewaltlo s und die Verletzung anderer Menschen
au sschließend sind . Die Üb ertretung von Gesetzen
wäre damit grundsätzlich nicht ausgeschlo ssen,
die Au sübung zivilen Ungehorsams wäre vielmehr
B e standteil dieses Verständnisses . Gleichzeitig wä-
re ab er auch die Trennlinie eindeutig fixiert : D er
kategorische Ausschlu ss menschenverletzender
Gewalt. D afür braucht sich eine Organisation wie
die DFG-VK nicht zu rechtfertigen, dafür muss sich
kein DFG-VK-Mitglied entschuldigen . D em Vor-
wurf der » Sp altung« (der Friedensb ewegung) wür-
de man b egegnen mit: »Ja ! Genau die se wollen wir −
an der Frage der menschenverletzenden Gewalt.
Wer mit uns gemeinsam eine Aktion machen will,
der muss sich dafür auf die se B edingung einlassen .
Wer an einer unserer Aktionen teilnehmen will,
der muss diese Voraussetzung in seinem Handeln
erfüllen . Keine Organisation und keine Einzelper-
son wird gezwungen, mit uns zusammenarb eiten,
an unseren Aktionen teilzunehmen . « Für PazifistIn-
nen heiligt der Zweck die Mittel nicht, im Gegenteil
bilden ihre Methoden das angestrebte Ziel b ereits
ab .

Was hat den Erfolg der O stermarsch-B ewegung
der 1 9 60-er Jahre ausgemacht, die ein Umdenken
im »kalten Krieg« mit angestoßen hat, den Wahn-
sinn der atomaren Ab schreckung für zunehmend
mehr Menschen deutlich gemacht hat, die Ent-
wicklung der Kriegsdienstverweigerung zu einer
M assenb ewegung mit b efördert hat? Ihre klare Ab-
sage an Gewalt.

Was hat den Erfolg der Friedensb ewegung ge-
gen die Aufstellung neuer atomarer Raketen in den
1 9 8 0-er Jahren mit der Teilnahme Hundertausen-
der an D emonstrationen und Tau sender an Blocka-
de-Aktionen und der Zustimmung von Millionen zu
ihren Forderungen bewirkt? Ihre friedliche Orien-
tierung, ihre gewaltlo sen Aktionsformen .

E s ist ein Märchen zu glauben, man könnte die
Meinungsführerschaft als Friedensb ewegung in
der B evölkerung gewinnen, wenn man gewaltför-
mige Metho den nicht klar ausschließen, Zweifel an
der friedlichen Orientierung zulassen würde .

Was aber ist mit den Agents Provo cateurs , von
denen man weiß , dass e s sie gab und gibt, dass sie
wohl auch in Straßburg »zum Einsatz« kamen?
D enn natürlich konnten die Staats- und Regie-
rungschefs der in Straßburg versammelten Nato-
Mitglieder nichts dringender brauchen als die B il-
der Steine werfender D emonstranten, vermumm-
ter Gewalttäter, brennender Geb äude . Nichts hätte
die Legitmation ihrer Kriegspolitik stärker in Frage
gestellt und die faktische B e setzung einer ganzen
Region und die Verhängung des Ausnahmezu-

stands üb er ihn stärker deutlich gemacht als Zehn-
tausende , die friedlich und selb stb ewusst ihr Ge-
sicht zeigend ihre Ablehnung der Nato b ekundet
hätten und von einer eb enso großen p aramilitäri-
schen Polizeitruppe b edroht und angegriffen wor-
den wären . Insofern kann man davon ausgehen,
dass es in Straßburg staatliche gelenkte Provoka-
teure gab , die gemeinsam mit nichtstaatlichen Ge-
walttätern die Tausende friedlicher D emonstran-
tInnen faktisch in Geiselhaft genommen und deren
Anliegen de savouiert haben .

Was also tun mit den Agents Provo cateurs?
Wenn eine Aktion eindeutig als friedlich und ge-
waltlo s angelegt und die Teilnahme daran mit dem
Einverständnis die ser B edingung verbunden wäre ,
dann würden die nichtstaatlichen Steinewerfer
nicht kommen . Jeder, der zur Gewaltanwendung
aufstachelt, der selb st welche ausübt, wäre ein
staatlich entsandter Agent Provo cateur − und könn-
te b edenkenlo s seinen eigenen Leuten übergeb en
werden . D as wäre im Übrigen auch keine »Zusam-
menarb eit mit der Polizei« , wie sie von anarcho-p a-
zifistischer Seite abgelehnt würde . Im Gegenteil
würde die Zusammenarb eit do ch genau darin b e-
stehen, Agents Provocateurs den Schutz der eige-
nen Leute zu bieten und sie dort ihren Auftrag aus-
führen zu lassen .

Nun führt die Friedensbewegung b ei ihren D e-
monstrationen keine Zugangskontrollen durch .
Weder könnte sie das , noch sollte sie das tun . Die
Veranstalter können sich ab er darum kümmern, in-
struierte und vorbereitete Ordner zu stellen . Ord-
ner braucht sie ohnehin, weil das regelmäßig eine
b ehördliche Auflage ist. D ann würde es nicht wie
b ei der D emonstration in Kehl p assieren, dass j ede
und j eder, die/der nicht ausdrücklich »Nein« ge sagt
hat, eine Ordnerbinde in die Hand gedrückt b e-
kam, ohne dass sie/er die blasseste Ahnung gehabt
hätte , wie sie/er sich in welchem Fall zu verhalten
hätte o der wie sie/er z . B . Kontakt zur D emoleitung
hätte herstellen können .

Was sich b ei gewaltfreien Aktionen mit dem B e-
zugsgruppensystem als sehr po sitiv bewährt hat,
könnte in mo difizierter Form auch b ei D emonstra-
tionen praktiziert werden . Gerade eine Organisati-
on wie die DFG-VK mit ihrer Mitgliederstruktur
könnte dab ei hilfreich sein . B ei der D emonstration
in Kehl waren einige Dutzend DFG-VK-Mitglieder
dab ei . Diese in 3-er Gruppen und au sge stattet mit
den Handynummern der anderen über die D emo
verteilt. . .

Wahrscheinlich wäre e s klug gewesen, solche
und weitere Fragen schon nach den Gewalttaten
au s der D emo heraus im Ro sto cker Stadthafen an-
lässlich der Prote ste gegen den G8-Gipfel in Heili-
gendamm vor zwei Jahren gründlich zu diskutie-
ren und klare Entscheidungen zu treffen . Vielleicht
wäre e s dann gar nicht zu den »gru seligen« Szenen
in Straßburg gekommen? Sp ätestens aber j etzt soll-
te man das tun !
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Peter Strutynski (Sprecher des Bundesaus-
schusses Friedensratschlag): Wie weiter nach
Strasbourg? (veröffentlicht unter: www. uni-kas-
sel . de/fb 5/frieden/themen/NATO/60/strutynski2

.htm)

Die Proteste gegen den Nato-Jubiläumsgipfel in B a-
den-B aden und Strasb ourg sind sowohl in der Bun-
de srepublik als auch in Europ a von langer Hand
vorb ereitet worden . E s fanden zahlreiche Ko ordi-
nierungstreffen und Konferenzen in Frankfurt,
Stuttgart, Brüssel, Paris und Strasb ourg statt, der
umfangreiche E-Mail-Verkehr und die Telefonkon-
ferenzen zur schnellen Verständigung üb er auftre-
tende Streitpunkte können zahlenmäßig gar nicht
mehr erfasst werden . All das überstieg die Möglich-
keiten ehrenamtlicher »Friedensarb eiter/innen« ,
so dass sich no ch mehr Last bei den wenigen
»Hauptamtlichen« auftürmte , die zuletzt buchstäb-
lich rund um die Uhr im Einsatz waren . Hinzu kom-
men die zahlreichen Veranstaltungen, welche die
b eteiligten Organisationen (üb er 60 0 , die den in-
ternationalen Appell europ aweit unterzeichnet ha-
b en) und viele lokale Initiativen zur Mobilisierung
im Vorfeld des Gipfels durchgeführt hab en . Ge-
messen an dem enormen Aufwand waren die Er-
gebnisse nicht zufrieden stellend . Unsere auf zwei
Tage ange setzte und konzeptionell gut durchdach-
te Konferenz litt zumindest am zweiten Tag an ei-
nem dramatischen Teilnehmerschwund − obwohl
durchaus no ch prominente Rednerinnen und Red-
ner angekündigt gewe sen waren . D enno ch war die
Ab schlussdiskussion, die b ereits die Vorgänge um
die Großdemonstration mit reflektierte , außeror-
dentlich wichtig. Die D emonstrationen in B aden-
B aden litten an geringen Teilnehmerzahlen, die
große Ab schlussdemonstration in Strasbourg litt
vor allem unter ihren gewaltsamen B egleitumstän-
den . Wenn tausende und ab ertausende D emonst-
ranten − vornehmlich aus Frankreich und D eutsch-
land − zu einer großen gemeinsamen Friedensde-
monstration anreisen, die dann von der Repression
der Polizei und der eruptiven Gewalt de s sog.
»Schwarzen Blo cks« buchstäblich erstickt wird ,
dann ist das nicht nur in hö chstem Grade fru strie-
rend für die D emonstranten, sondern bedarf auch
einigen Nachdenkens üb er den unmittelb aren An-
lass hinaus .

Die auffälligste Erscheinung b ei größeren in-
ternationalen Protesten und D emonstrationen ist
ihre zunehmende Gleichartigkeit. Ob e s gegen ei-
nen G8-o der G2 0-Gipfel geht o der ob gegen die
Nato demonstriert wird : E s sind zu einem gewissen
Teil die selben Akteure und es sind vor allem auch
dieselb en Parolen : Kaum eine Großdemo , b ei der
dem Kapitalismus nicht endgültig das Handwerk
gelegt, zum Kampf gegen die weltb eherrschenden
Transnationalen Konzerne und B anken aufgerufen
und der glob ale Widerstand gegen die Regierungs-
politik der führenden Staaten des We stens o der des

»reichen Nordens« organisiert wird . E s soll hier
nicht abge stritten werden, dass all das − wenn e s
denn nur ein wenig differenzierter und präziser b e-
nannt würde − Grund genug wäre , täglich auf die
Straße zu gehen, was do ch allemal b esser ist, als die
Faust nur in der Tasche zu b allen . Die Frage ist ab er,
ob das Themeneinerlei der an sich verschiedenen
Protestb ewegungen − die ihre j e eigenen politi-
schen Ziele , Traditionen, Anhänger und »Symp athi-
santen« haben − dem j eweiligen Protestanliegen
gerecht wird . D avon zu trennen ist die Frage , wa-
rum die Akteure , o der sagen wir b e sser: die das Er-
scheinungsbild prägenden Teile der Akteure bei
den genannten Prote stanlässen so uniform auftre-
ten .

Die Konturen des heutigen Prote stbilde s hab en
sich nicht erst b eim G2 0-Krisengipfel in London
und auch nicht erst beim G8-Gipfel in Heiligen-
damm (2 0 07) herausgebildet, sondern waren
schon b ei früheren Gipfeln erkennb ar, wob ei vor
allem Genua (2 0 0 1 ) sowie die j ährlichen Treffen in
D avo s erwähnenswert sind . Die Parolen werden
immer radikaler, der »schwarze Blo ck« − spiegel-
bildlich zur Polizei − immer martialischer, die Pro-
testdauer immer umfangreicher und die Organisa-
tion de s Prote ste s immer gigantischer. Vor allem in-
ternationale Events sind selten an einem Tag zu ab-
solvieren, so dass C amp s eingerichtet werden mü s-
sen, um den TeilnehmerInnen günstige Übernach-
tungs- und Kommunikationsmöglichkeiten zu bie-
ten . Die C amp s sind einerseits vorzügliche B eispie-
le selb storganisierter und selb stverwalteter Mas-
senquartiere üb erwiegend junger Leute , anderer-
seits können sie ab er auch missbraucht und zweck-
entfremdet werden von Menschen, die ganz ande-
re Ziele verfolgen als die M asse der Camp-B ewoh-
ner. D as Einschleusen ganzer Gruppen von »agents
provo cateurs« ist dann b esonders leicht möglich,
wenn die C amp s eine b e stimmte Größe üb erstei-
gen und die teilnehmenden Gruppen/Organisatio-
nen aus verschiedenen Regionen und Ländern
kommen und sie den Organisatoren nicht bekannt
sind . Wir müssen uns Gedanken darüb er machen,
wie sich dieses Risiko zuminde st vermindern ließe .

B ezüglich de s Nato-Gipfels deuten zahlreiche
Hinweise von Augenzeugen und meine eigene »teil-
nehmende« B eob achtung auf drei kritische Fakto-
ren der e skalierenden Gewalt hin :

1 . Nachdem Frankreichs Staatspräsident die Lo-
sung ausgegeb en hatte , er wolle während de s Nato-
Gipfels keinen D emonstranten in Strasbourg se-
hen, war die Linie der Polizeib ehörden klar: Die
Straßburger Innenstadt sollte weiträumig abgerie-
gelt und die D emonstration in einem menschenlee-
ren Park- und Hafengelände am Stadtrand herum-
geführt werden . Alle Versuche , die ses Diktat auf
dem Verhandlungsweg mit den B ehörden zu umge-
hen, waren vergeblich . Wer das verfassungsmäßige
Recht auf freie Meinungsäußerung und D emonst-
ration in ein Recht umbiegt, menschenleere Natur
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und Hafenanlagen zu » agitieren« , schürt b erechtig-
ten Zorn bei den D emonstranten und provoziert
Widerstand . Eine Form solchen Widerstands hat ei-
ne Gruppe von D emonstranten aus einem C amp in
der Innenstadt mehrere Stunden erfolgreich prak-
tiziert, indem sie die Kreuzung mit dem symbolhaf-
ten Namen Avenue de la Paix/Av. de Vo sge s b e setzt
hielt. Die sie umringende Polizei griff nicht ein . In
einem anderen Fall j edo ch, als mehrere Hundert
Camp-Teilnehmer sich in den frühen Morgenstun-
den einen Weg in die Innenstadt b ahnen wollten,
wurde dieser Versuch von wiederholten massiven
Polizei-Attacken unter Einsatz von Tränengas und
Gummige scho ssen konterkariert. D a staut sich
Wut auf.

2 . Während die Polizei im allgemeinen nicht
lange fackelt, b evor sie gegen »gewaltb ereite« D e-
monstranten vorgeht, hat sie zumindest auf der Eu-
rop abrücke seeelenruhig zuge sehen, wie das län-
gere Zeit nicht mehr b enutzte und entsprechend
maro de Zollhau s von schwarz vermummten Ge-
stalten ange steckt wurde , bis die Rauchwolken
weithin sichtb ar zum Himmel stiegen . Somit war
der − willkommene − Anlass gegeb en, die B rücke
nicht − wie vereinb art − für die Friedensdemonst-
ration freizugeb en . D as Abfackeln de s Geb äude s
lag also durchaus im Intere sse der Polizei − so sehr,
dass sie , wenn e s nicht willfährige »D emonstran-
ten« gegeb en hätte , das auch selb st hätte b e sorgen
können?

3 . Nicht alle s inde ssen lässt sich auf das Konto
der Polizei schieben . Wenn j emand , ohne dazu von
der Polizei o der irgendj emand anderem gezwun-
gen zu sein, Häuser abfackelt − immerhin brannte
ein mehrstö ckiges Hotel fast vollständig aus und
auch eine Apotheke wurde Opfer der Flammen − ,
Bushaltestellen zerstört und massenhaft Steine −
und zwar keine kleinen − im Vorwärtsgehen gegen
Polizeiketten wirft, dann ist das weder Selb stvertei-
digung no ch sind das symb olhafte Aktionen, son-
dern e s ist reine Zerstörungswut, die zudem Leib
und Leb en der Friedensdemonstranten gefährdet.
Von der Polizei eingekesselt zu werden, ist das eine .
Aus dem Kessel heraus − in dem sich mehrere Tau-
send D emonstranten b efanden − Angriffe auf die
Polizei zu starten, ist sozial zutiefst verantwor-
tungslo s und e s grenzt fast an ein Wunder, dass
nicht no ch mehr p assiert ist. Blau äugig, wenn nicht
verantwortungslo s war auch der Appell von der
Kundgebungsbühne herab , dass sich b ei der D e-
monstration alle Teile der Prote stierer, also auch
der » Schwarze Blo ck« vermischen sollten . Für Dia-
na Johnstone ist e s geradezu ein Grundprinzip
friedlicher D emonstrationen, sich nicht mit denj e-
nigen, die »obj ektiv« das Geschäft der anderen Seite
be sorgen, gemein zu machen : »E s darf keine Vermi-
schung mit dem Sch warzen Block o der anderen
Gruppen mehr geb en, die genau die Schwierigkei-
ten machen, die von der Polizei gewünscht wer-
den . «

In den sozialen B ewegungen spricht man nicht
so gern üb er den » Schwarzen Blo ck« . Einmal weil e s
ihn als »Blo ck« tatsächlich nicht gibt, zum anderen
weil die schwarze Kluft inklusive der Kapuzenpul-
lis keine swegs zum exklusiven äußeren Erken-
nungszeichen »gewaltb ereiter Chaoten« (B ehör-
denslang) gehört. Die Sprachlo sigkeit der B ewe-
gungen geht ab er no ch weiter: E s wird nicht gern
gesehen, wenn Gewalttäter (egal aus welchem
»Blo ck«) auf Seiten der D emonstranten für ihr Tun
verantwortlich gemacht o der gar grundsätzlich kri-
tisiert werden . Man wolle sich j a nicht »auseinan-
derdividieren« o der gar » sp alten« lassen . Stattdes-
sen ist man eher geneigt, Verständnis zu zeigen
o der Entschuldigungen derart vorzubringen, wo-
nach die Gewalt von Seiten des »Schwarzen Blo cks«
ursächlich ausschließlich auf das brutale Vorgehen
der Staatsgewalt zurückzuführen sei und somit als
eine Art Selb stverteidigung legitimiert werden
könne .

Ich muss gestehen, dass ich so viel Toleranz und
Gutwilligkeit nicht aufbringe . Mir schien es j ahre-
langer Konsens in der Friedensb ewegung zu sein,
dass deren D emonstrationen und Aktionen nicht
nur gegen Krieg und Gewalt und für Frieden ein-
standen, sondern dass sie selb st auch auf aus-
schließlich friedliche , gewaltlo se Protestformen
setzten . Dies aus zwei Gründen : Einmal weil Ge-
waltlo sigkeit als generelles Prinzip im Umgang von
Staaten untereinander zu gelten hat (entsprechend
dem in Art. 2 Ab s . 4 UN-Charta formulierten strik-
ten Gewaltverb ot) und demnach auch in den politi-
schen Auseinandersetzungen anderer Eb enen
praktiziert werden soll . Zum anderen weil die Pro-
te stb ewegungen, die in der Regel aus einer Po siti-
on politischer und medialer D efensive heraus agie-
ren, ihre B otschaften anders als friedlich nicht
kommunizieren können . Politische Radikalität ist
keine Frage der Form, sondern eine Frage des In-
halts . Wolfgang Kraushaar hat vor kurzem in einer
B ewegungsanalyse von der »Militanzfalle« ge spro-
chen : »Je gewaltfreier ihre Protestaktionen verlau-
fen, de sto geringer fällt das Echo in der medial b e-
stimmten Öffentlichkeit au s . Und umgekehrt : Je ge-
waltsamer die Prote staktionen ausfallen, de sto
stärker ist ihre öffentliche Resonanz . « (Frankfurter
Rundschau , 04 . 04 . 2 0 09 .) War nicht das Medien-
echo auf die Gewalt in Strasb ourg und die geringe
Re sonanz auf die gewaltlo se Friedensdemo in Kehl
der schlagende B eweis dafür? ! Allerdings , so räumt
Kraushaar ein, ist der »Preis für die Üb erwindung
der Aufmerksamkeitsschwelle« sehr ho ch . D enn
erstens werde durch die mediale Skandalisierung
der Gewaltereignisse von den politischen Inhalten
des Protests abgelenkt, und zweitens zwingt der
Einsatz von Gewalt die B ewegung selb st immer
wieder in interne Sp altungsdisku ssionen .

B eide s ist in der Folge der Straßburger Ereignis-
se ge schehen . D aher ist m . E . eine Rückb esinnung
sowohl auf die sprichwörtliche Friedfertigkeit der
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Friedensb ewegung als auch auf die B e sonderheit
ihrer politischen Themen und Anliegen notwen-
dig . Die Friedensb ewegung muss sich auf ihr eige-
nes Profil b e sinnen . Die s kann Auswirkungen auf
die Konzeption von Bündnispolitik hab en . Ein
»möglichst breites« Bündnis, das bei den Vorb erei-
tungen zu den Nato-Prote sten dem Ko ordinie-
rungskreis vorschwebte , kann auch, so die bittere
Realität, das B ewegungsspektrum verengen . D ann
nämlich, wenn keine klare Grenze zu j enen » auto-
nomen« Zirkeln gezogen wird , die für das Prinzip
der Gewaltlo sigkeit nur ein müde s Lächeln übrig
hab en bzw. ohnehin an verbindlichen Abmachun-
gen kein wirkliche s Intere sse hab en . D ann diktie-
ren nämlich sie das Ge schehen bei den »gemeinsa-
men« Aktionen . Ein solcher Trennungsstrich ist
notwendig unabhängig davon, welche subj ektive
Auffassung die gewaltb ereiten D emonstranten
selb st von ihren Aktionen hab en . Diana Johnstone
stellt die Frage nach den Motiven der »casseurs«
und kommt zu folgender Antwort : »Sind die Ge-
walttäter de s Schwarzen Blo cks von der Polizei ein-
ge setzte Provokateure ? Weil ich dieser Frage nicht
selb st nachgehen kann, lautet meine intuitive Ant-
wort : subj ektiv nein, obj ektiv j a. Sicher können
nicht alle , die schwarze Kapuzen tragen, von der
Polizei (b eauftragt) sein . Die meisten von ihnen
glaub en sicher, gegen den Kapitalismus zu kämp-

fen , wie sie öffentlich verkünden . Ab er obj ektiv lie-
fern sie durch ihr Verhalten der Polizei die Recht-
fertigung für die repre ssiven Maßnahmen, die sie
so enthusiastisch b ekämpfen . « − Diana Johnstone
geht nicht im Einzelnen auf die spezifischen Bünd-
nisbeziehungen und -strukturen der Nato-Gipfel-
gegner ein . Eine Schlussfolgerung aus ihren allge-
meinen Üb erlegungen kann ab er sein, dass es für
die Friedensb ewegung unter Umständen nützli-
cher ist, ihre eigene Strategie und Planung zu ent-
wickeln, ohne den Versuch zu unternehmen, alle
politische Kräfte und »Spektren« einzubeziehen,
auch j ene , die nach Auffassung von Kate Hudson
vom britischen CND (C amp aign for Nucle ar Disar-
mement) »nicht Teil unserer B ewegung« sind (so in
einem E-Mail an das Internationale Vorb ereitungs-
gremium am 6 . April 2 0 09) .

Die Breite eines Bündnisses sollten wir stets in
Zu sammenhang mit der Politik sehen, für die wir
gemeinsam einstehen . Und natürlich auch, in wel-
cher Form das gelingen kann . D ab ei setzen wir b e-
kanntlich vor allem darauf, uns in der Öffentlich-
keit verständlich zu machen . Nur so sind Verände-
rungen in den Köpfen der Menschen, in den ge sell-
schaftlichen »Großgruppen« (z . B . Gewerkschaf-
ten, Kirchen) und schließlich auch im p arlamenta-
rischen B ereich zu erzielen . Die se Po sition, für die
wir gemeinsam stehen, kann dazu führen, dass
nicht alle mitmachen wollen . D amit müssen und
können wir leb en .

B ei der bundesweiten Afghanistan-D emonstra-
tion im Septemb er 2 0 07 hab en einige Friedens-

gruppen sich darüb er b eklagt, dass zu viele rote
Fahnen der Partei der Linken das B ild der D emo ge-
prägt hätten . Die Konsequenz daraus konnte selb st-
verständlich nicht sein, rote Fahnen künftig zu ver-
bieten (zumal man nach wie vor rote Fahnen ein-
fach be sser sieht) , sondern den Anteil von blauen
und regenb ogenfarb enen Friedensfahnen und
grünen o der orangen Fahnen anderer Parteiprove-
nienz zu erhöhen . Und , das mu ss auch einmal ge-
sagt werden : E s darf auch ohne Fahnen demonst-
riert werden . Dies setzt ab er die Wiedergewinnung
der Meinungsführerschaft der Friedensb ewegung
vorau s . Die gibt e s nicht p auschal, sondern immer
nur themenb ezogen . Hinsichtlich de s Afghanistan-
kriegs sind auch heute no ch fast zwei Drittel (64 %)
der B evölkerung der Meinung, dass die Bunde s-
wehr abgezogen werden soll (ARD-D eutschland-
Trend April 2 0 09) . D a hat die Friedensb ewegung
also eine Art Meinungsführerschaft − ab er leider
(noch) nicht die entsprechende » Gefolgschaft«
b eim Straßenprotest. B ezüglich der Nato hab en
wir mit einer anderen politischen Großwetterlage
zu rechnen . Nach einer Umfrage von »Transatlantic
Trends« 2 0 0 8 ergab sich in D eutschland eine Zu-
stimmungsquote von 62 Prozent zur Nato (die Fra-
ge lautete , ob »die Nato no ch immer eine we sentli-
che B edeutung für die Sicherheit des eigenen Lan-
de s« hab e) . Die se Zustimmung war schon einmal −
2 0 07 − mit 5 5 Prozent sogar we sentlich geringer
gewesen; das Ansteigen 2 0 0 8 war offenb ar eine Re-
aktion auf die zunehmenden Sp annungen zwi-
schen Ru ssland und Georgien im Sommer 2 0 0 8 .
D er Augustkrieg, der vom Mainstre am hier zu Lan-
de als ru ssische »Aggression« gegen Georgien kom-
muniziert wurde , könnte die Zu stimmungsfront
zur Nato sogar no ch weiter erhöht hab en .
[ »Transatlantic Trends« ist ein Proj ekt des German
Marshall Fund of the United State s und der Comp a-
gnia di S an Paolo . ]

Gemessen an dem Ziel, die Nato in den Augen
der Öffentlichkeit zu delegitimieren, steht die Frie-
densb ewegung mit ihrer Nato-Kamp agne noch in
den Anfängen . Sich größeren Teilen der B evölke-
rung zuzuwenden und sie auf unsere Seite zu zie-
hen, setzt eine Art »Alphab etisierung« in S achen
Nato voraus . Zu welchem Zweck war seiner Zeit die
Nato gegründet worden . Was war das Ergebnis der
4 0-j ährigen Konfrontation zweier bis an die Zähne
b ewaffneter Militärblö cke ? Warum verschwand
die Nato nicht mit dem Ende ihres Gegners , de s
Warschauer Pakts ? Wozu ist die Nato heute no ch
da? An welchen Kriegen b eteiligt sich die NatoTO ?
Wie teuer kommt die Nato den B evölkerungen der
Mitgliedstaaten zu stehen? Welche Rolle spielen Mi-
litärp akte in der Geschichte ? Auf diese und viele
weitere Fragen müssen profunde Antworten gege-
b en werden . Auch die Friedensforschung sollte
hierzu von der »B ewegung« viel stärker gefordert
werden .

Die Alphabetisierung der B evölkerung in S a-
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chen Nato geht nicht von heute auf morgen, son-
dern wird der Friedensb ewegung eine Menge ge-
duldige Arb eit abverlangen . D er Nato-Gipfel war
die sbezüglich erst ein Anfang − kein sehr glückli-
cher, ab er eb en do ch ein Anfang . Um voranzukom-
men, wird sich die Friedensb ewegung stärker auf
ihre eigene Agenda und auf ihre Adressaten kon-
zentrieren müssen . Und sie wird sich dab ei vor al-
lem auch um jüngere Menschen bemühen müssen .
D enn das muss auch gesagt werden : Die b efanden
sich mehrheitlich nicht unter den »normalen« Frie-
densdemonstranten .

Ulrike Lauben thal und Hans-Peter Rich ter:
Nach Straßburg − Gedanken zur spektren-
übergreifenden Zusammenarbeit

Wir hab en schon einige s erlebt, ab er das war neu :
Zuerst verbieten die B ehörden den D emonstrati-
onszug durch die Innenstadt und schicken die D e-
monstrantInnen in ein abgelegene s Hafenviertel,
dann verhindern sie systematisch die Anreise von
D emonstrantInnen zum Ort der genehmigten D e-
mo , und schließlich be schießen sie diej enigen, die
dort dennoch ankommen, mit Tränengas . Wer zu
einer Blo ckade o der Feldb efreiung geht, b ereitet
sich vor und macht sich üb er Risiken Gedanken; zu
D emo s dagegen gehen viele von uns unvorb ereitet
und unorganisiert. Die meisten von uns sind e s ge-
wohnt, dass eine einfache D emonstration eine un-
gefährliche Art ist, der eigenen politischen Mei-
nung Ausdruck zu geben . D as sollte auch so sein :
Um das D emonstrationsrecht in Anspruch zu neh-
men, sollte mensch weder b esonders mutig no ch
b e sonders erfahren, weder durchtrainiert no ch b e-
sonders stark sein mü ssen .

In Straßburg waren Tausende unterwegs, die
einfach nur friedlich demonstrieren wollten und
nicht darauf vorb ereitet waren, sich die Möglich-
keit dazu erst zu erkämpfen . E s waren eb enfalls
Tausende unterwegs , die b ereit waren, für ihr
Recht zu kämpfen − auch mit Gewalt. Und die damit
der Polizei die Bilder lieferten, die sie brauchte , um
ihr Vorgehen zu rechtfertigen . Diese b eiden Zuta-
ten waren der perfekte Mix für eine Polizei, die das
Ziel hatte , die D emo im Keim zu ersticken . Im Buch
»Unarmed B o dyguards«

1 )

haben Liam Mahoney und
Luis Enrique Eguren 1 9 97 ein Mo dell vorge stellt,
wie sich der politische Raum von AktivistInnen
und Regierungen b emisst. Wir b eziehen uns hier
auf dieses Mo dell und entwickeln e s für die uns hier

interessierenden Fragen
weiter. (Abb . 1 )

Unter allen politischen
Handlungsmöglichkeiten,

die wir hab en, gibt e s sol-

che , die mit für uns akzeptablen Ko sten verbunden
sind , und solche , die mit für uns inakzeptablen Ko s-
ten verbunden sind . Abb . 1 zeigt den Handlungs-
raum von AktivistInnen, die die möglichen Folgen
einer Teilnahme an einer Blo ckade (Möglichkeit
verletzt zu werden, juristische Folgen) als zu ho ch
empfinden, aber b ei einer Teilnahme an einer D e-
mo keine für sie unakzeptablen Folgen zu erwarten
hätten .

D as kann sich ändern : Wenn die Polizei auch
b ei einer friedlichen D emo Tränengas und Schlag-
stö cke einsetzt, dann wer-
den diese AktivistInnen
nicht mehr zu D emo s ge-
hen : Ihr politischer Raum
verkleinert sich (Abb . 2 ) .

Ab er auch die Polizei bzw. die hinter ihr stehen-
de Regierung hat einen politischen Raum, in dem
sie sich b ewegt. Auch sie mu ss abwägen, welche
Handlungen ihrerseits welche (materiellen und
politischen) Folgen hab en . In der Situation in
Straßburg war der politische Druck ho ch; der poli-
tische Preis für eine gelungene Blo ckade des Nato-
Gipfels o der auch nur für eine deutliche B eein-
trächtigung de s Gipfel-Ge schehens durch die D e-
monstrationen wäre enorm ho ch gewesen . Mehr
noch : Eine schlimmere B edrohung als die Blocka-
den mag die Aussicht gewe sen sein, es könnte eine
große , friedliche , sichtb ar von einem breiten ge-
sellschaftlichen Spektrum aus ganz Europ a getra-
gene D emonstration gegen die Nato geben . D em-
entsprechend war die Regierung b ereit, für die
Durchsetzung ihrer Ziele auch Dinge zu tun, die b ei
anderen Gelegenheiten ver-
mieden werden, weil sie ih-
rerseits einen zu hohen po-
litischen Preis hab en . (Abb .
3 )

Und deshalb brauchte die Regierung dringend
Gewalt von Seiten der D emonstrantInnen . Neh-
men wir mal an, es hätte an diesem Tag keinerlei Ge-
walt von Seiten der D emonstrantInnen gegeb en .
Keine Rauchsäulen üb er Hotels , keine zerstörten
Bushäuschen, keine erb o sten AnwohnerInnen,
nicht mal Vermummte . Nehmen wir an, die Polizei
hätte ihr Tränengas und ihre Blendgranaten von
Anfang bis Ende au sschließlich gegen Leute einge-
setzt, die in keinerlei Weise auf diese E skalation ein-
gestiegen wären . D er politische Preis wäre vermut-
lich inakzeptab el hoch gewe sen . Wir werden nie
herausfinden, welche der Gewalttaten von agents
provo cateurs und welche von »echten« D emonst-
rantInnen b egangen wur-
den . Sicher ist : Sie hab en al-
le der Gegenseite gedient.
(Abb . 4)

D as heißt andererseits :
Wir können als AktivistInnen unseren eigenen
Handlungsspielraum erweitern, wenn wir uns auf
eine Strategie der aktiven Gewaltfreiheit fe stlegen .

1 ) D eutscher Titel : Gewaltfrei stören − Gewalt verhindern . D ie Pea-
ce Brigades International . M ahony/ Eguren, Rotpunktverlag,
Zürich 2 0 0 2 , I SBN 3-8 5 8 69-2 4 1 -7
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Wenn von vornherein klar ist, dass wir unsererseits
unter keinen Umständen Gewalt anwenden wer-
den, dann weiß die Gegenseite , dass sie einen ho-

hen Preis zahlen mu ss,
wenn sie uns mit Gewalt an-
greift. (Abb . 5 )

Gewaltfreies Handeln
ist keine Garantie dafür,

dass die Gegenseite eb enfalls keine Gewalt anwen-
det. Ab er gewaltfreies Handeln setzt auf j eden Fall
die (persönliche und politische) Hemmschwelle
für Gewalt herauf und erhöht enorm den politi-
schen Preis dafür.

No chmal kurz zurück zu Abb . 2 : Eine Folge der
Repre ssion ist auch, dass sich mehr und mehr Men-
schen radikalisieren und einen immer höheren
Preis für ihre Rechte zu zahlen b ereit sind . Sie ge-
hen trotz Repression zur D emo , rechnen damit,
dort verletzt o der fe stgenommen zu werden, und
b ereiten sich entsprechend vor. Wenn mit die ser
Radikalisierung eine zunehmende B ereitschaft zur
Gegengewalt einhergeht, dann ist das wiederum
sowohl Motiv als auch Rechtfertigung für weitere
Repre ssion . Wir haben dann den Effekt, dass eine
immer kleiner werdende Gruppe immer radikaler
wird , während immer mehr Menschen sich ganz
zurückziehen − weil sie Angst vor den Folgen ha-

b en und/o der weil sie kei-
nen Anteil an militantem

2)

Widerstand hab en wollen
(Abb . 6) .

Anders b ei den Blo ckaden in Straßburg: Auch
hier waren Leute unterwegs , die ein gewisses Risi-
ko einzugehen b ereit waren und sich darauf gut
vorb ereitet hatten . E s gab zu verschiedenen vor-
hersehb aren Szenarien klare Ab sprachen, die auch
eingehalten wurden . Leute aus verschiedenen
Spektren waren sich einig: Sie würden der Polizei
keinen Vorwand für eine weitere E skalation bieten .
Die Polizei setzte gegen die se friedliche Aktion Trä-
nengas ein, konnte sie ab er denno ch nicht verhin-
dern . Wer wird da keine Lu st b ekommen, das
nächste Mal auch lieb er zur Blo ckade zu gehen als
zur legalen D emo ? Ein Glück für die Polizei, dass es
ausreichend B ilder von gewalttätigen D emons-
trantInnen gab − sonst wäre sie womöglich in Er-
klärungsnot geraten, warum sie friedliche Leute
angreift. In einer E-Mail, die am 1 4 . 4 . 09 üb er den
Newsletter von Gipfelsoli . org verbreitet wurde ,
ruft ein »Stop-Policing-in-the-Movement-Commit-
tee« dazu auf, auf keinen Fall Zeugenaussagen zu
den Ereignissen in Straßburg an das Internationale

Ko ordinierungskomitee (IC C) zu schicken, weil
dies dazu führen könnte , dass Leute aus der Anti-
Nato-B ewegung an die Justiz ausgeliefert werden .
Stattde ssen wird gefordert, eine D eb atte darum zu
führen, wie militante Aktionen als offensiver B e-
standteil des Anti-Nato-Widerstands integriert wer-
den können und was Kriterien und Grenzen für mi-
litante Aktionen sind .

E s fällt uns nicht schwer, uns vorzustellen, was
für Kriterien b ei einem solchen Diskussionspro-
ze ss herauskommen würden : Wir wenden nur Ge-
walt an, wenn die andere Seite angefangen hat; Ge-
walt mu ss verhältnismäßig sein; e s sollen keine Un-
schuldigen getroffen werden . Kurz : Die üblichen
Kriterien dieser Ge sellschaft für Gewalt. D as sind
die Rechtfertigungen für Gefängnisse , für Gewalt
in der Kindererziehung; das sind die Kriterien, mit
denen seit Jahrtau senden Kriege geführt werden .
Gewalt ist eine soziale Verhaltensweise , die subj ek-
tiv aus der Sicht des Täters in aller Regel sinnvoll
und gerechtfertigt erscheint.

Obj ektiv ge sehen ist sie ab er unserer Meinung
nach immer schädlich . Sie mag einen kurzfristigen
Erfolg bringen, ein Vordringen ermöglichen, ein
Gefühl des Triumphs geb en − langfristig schadet
sie der B ewegung. D e shalb ist unsere Antwort auf
die Frage nach Kriterien für militante Aktionen re-
lativ einfach : Wenn »Militanz« bedeutet, dass man
Menschen angreift, direkt o der indem man ihr Ei-
gentum zerstört, dann halten wir alle militanten
Aktionen für falsch. Gewalt schadet uns, egal von
wem sie ausgeht.

Wir sehen schon die au sge streckten Zeigefin-
ger vor uns : »D as ist dogmatisch ! « Ein D ogma ist ein
Glaub enssatz, der nicht mehr hinterfragt werden
darf. Wir lassen uns gerne hinterfragen . Unsere
Überzeugung, dass aktive Gewaltfreiheit der be ste
Weg zu politischer Veränderung ist, ist au s Erfah-
rung und Nachdenken gewachsen, nicht au s reli-
giö ser Überlieferung. Wir hab en hier die strategi-
schen und taktischen Gründe dargelegt, warum
Gewaltfreiheit für eine soziale B ewegung sinnvol-
ler ist als Gewalt. D arüb er hinaus hab en wir ethi-
sche Gründe , uns grundsätzlich gegen Gewalt zu
entscheiden . D arüber diskutieren wir gerne . Unse-
re Erfahrung damit in den letzten Jahren war, dass
Leute die se Diskussion oft gar nicht führen wollen,
weil sie die » Gewaltfrage« für ein von oben aufge-
zwungene s , sp alterische s Kriterium halten . Uns ist
diese Frage nicht von irgendj emandem aufgezwun-
gen; sie ist uns ein Herzensanliegen .

Und Sp altung? E s ist ein wichtiger Grundsatz
gewaltfreien Handelns, zwischen Menschen und
ihrem Verhalten zu unterscheiden . E s gibt keine ge-
waltfreien o der gewalttätigen Menschen, e s gibt
nur gewaltfreie s o der gewalttätige s o der gar kein
Handeln. Wir mö chten nicht darüb er reden, wel-
che Leute die Guten sind und welche die B ö sen,
sondern wie wir es am be sten anstellen, dass wir zu-
sammen die Nato ab schaffen .
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2 ) »Militant« b edeutet eigentlich »kämpferisch« und ist damit ein B e-
griff, der auch auf gewaltfreien Widerstand zutrifft. Im franzö si-
schen Sprachgeb rauch wird »militant« im Sinne von »p olitisch ak-
tiv« geb raucht. Im deutschen Sprachgebrauch wird der B egriff
nach meinem Eindruck als Synonym für »gewaltsam« geb raucht,
insb esondere von linken Gruppen, die selb er Gewalt als Mittel in
der Auseinandersetzung unter b estimmten Umständen als ge-
rechtfertigt sehen, sich ab er nicht mit dem negativ b esetzten B e-
griff » Gewalt« identifizieren mö chten . Wir b enutzen den B egriff
hier in diesem Sinne , au s Respekt vor dem eigenen Sprachge-
brauch die ser Gruppen.
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Wir könnten zusammen eine Menge erreichen .
Ab er j e erfolgreicher wir werden, umso stärker
wird auch der politische Druck, der auf unseren
Gegenüb ern liegt, um so mehr werden sie b ereit
sein, gegen uns aufzufahren . D as wird kein Sp azier-
gang.

Schlu ssfolgerungen : Wenn wir eine andere
Welt wollen, dann werden wir darum kämpfen
müssen . Mit einfachen D emonstrationen, die unge-
stört stattfinden können, wird e s nicht getan sein .
Straßburg könnte ein Vorge schmack gewesen sein
auf das , was uns erwartet, wenn wir es schaffen,
uns erfolgreich zu organisieren .

Aktive Gewaltfreiheit ist ein wichtiger Schlüs-
sel zur Veränderung. D as Wort »Gewaltfreiheit« ist
eine unzureichende Üb ersetzung des von Gandhi
geschöpften S anskrit-Wortes » S atyagraha« : E s b e-
deutet mehr als den Verzicht auf Gewalt. Gewalt-
freie s Handeln bedeutet, einerseits deutlich einzu-
stehen für unsere Forderungen, am Ort des Ge-
schehens zu sein, uns zu zeigen, ggf. auch Nachteile
in Kauf zu nehmen; andererseits ganz klar die Men-
schenrechte unserer GegnerInnen zu achten, Ver-
trauen aufzub auen, in unserer Utopie einen Platz
für unsere GegnerInnen mit zu denken und sie die s
wissen zu lassen .

3 )

Aktive Gewaltfreiheit kann nicht funktionie-
ren, wenn sie mit gewaltsamen Formen des Wider-
stands zu sammen angewandt wird o der wenn die-
se auch nur angedroht werden . D as Militär sucht
die Zu sammenarbeit mit zivilen Proj ekten, um sich
tiefer in der Ge sellschaft zu verankern; D emonst-
rantInnen, die militante Aktionen durchführen, su-
chen die Zu sammenarbeit mit AktivistInnen, die
gewaltfrei agieren, weil ihnen das Schutz und eine
breitere gesellschaftliche Verankerung gibt. In b ei-
den Fällen profitieren diej enigen, die mit Gewalt
agieren . In b eiden Fällen wird es unmöglich, glaub-
würdig aktive Gewaltfreiheit zu praktizieren .

In Heiligendamm und in Straßburg, auch 2 0 07
bei uns in der Kyritz-Ruppiner Heide gab e s gute Er-
fahrungen mit spektrenübergreifenden Aktionen,
bei denen vorab ausführlich miteinander geredet
wurde und bei denen klar vereinb art wurde , dass
sich die AktivistInnen auf keinerlei E skalation ein-
lassen . Unter solchen Voraussetzungen kann es gut
funktionieren, dass Menschen, die sich aus prinzi-
piellen Gründen für Gewaltfreiheit entschieden
hab en, mit Menschen zusammen Aktionen ma-
chen, die sich lediglich für diese eine Aktion au s
eher taktischen Gründen auf ein Handeln ohne Ge-
walt fe stgelegt haben .

Wir sind skeptisch , ob eine Großdemo eine Si-
tuation ist, für die man solche Ab sprachen mit allen
B eteiligten treffen kann . In Ro sto ck gab e s Ab spra-
chen, die gut klangen . Ab er ein Teil der D emoteil-
nehmerInnen fühlte sich daran nicht gebunden,

ein anderer Teil fand e s selb stverständlich, dass die
Ab sprachen nicht mehr gelten, wenn die D emo an-
gegriffen wird . In Straßburg gab e s durchaus Pla-
nungen, wie damit umgegangen werden sollte ,
dass die Polizei den Weg in die Innenstadt versper-
ren würde . Aber damit, dass die Polizei schon den
Weg zur Auftaktkundgebung sperren würde , hatte
wohl niemand gerechnet. D as Polizeiverhalten war
hier dermaßen unglaublich, dass die vorher üb er-
legten Szenario s nicht mehr p assten .

So etwas kann uns no ch öfter p assieren, wenn
sich die sozialen Konflikte weiter zuspitzen und
der Krieg nach innen mit immer härteren Mitteln
geführt wird . In solchen Situ ationen mö chten wir
weder Kollateralschäden zwischen Polizei und Mi-
litanten, no ch Schutzschild für Letztere sein, und
wir mö chten uns eigentlich auch in einer solchen
Situ ation nicht mit dem Versuch b eschäftigen, un-
sere MitdemonstrantInnen vom Steine schmeißen
und B randstiften abzuhalten .

Vielleicht sollten wir die spektrenüb ergreifen-
de Ko operation auf gut vorb ereitete Aktionen zivi-
len Ungehorsams b egrenzen − und b ei D emonstra-
tionen sagen : Dies hier ist die gewaltfreie D emo ,
Gewalt wird hier nicht toleriert, alle , denen das zu
eng ist, bleib en weg. Und das dort (anderer Zeit-
punkt, anderer Ort) ist die D emo , wo alle Aktions-
formen okay sind − diej enigen, die sich damit nicht
wohl fühlen, bleib en weg .

Wir hören schon die Einwände : D ann kann die
Polizei sich j a b ei der militanten D emo alle s erlau-
b en, das sind dann »die B ö sen« . In der Tat, so ist es .
Wer Gewalt anwendet, bietet Rechtfertigung für
Gewalt. D e shalb hab en wir uns für Gewaltfreiheit
entschieden .

Streitgespräch in der Tageszeitungjunge Welt
am 1 6 . Mai zwischen Reiner Braun, Sprecher der
»Kooperation für den Frieden« , die die Prote ste ge-
gen den Nato-Gipfel am 3 ./4 . April maßgeblich mit-
organisiert hat, und B irgit We stermann, Mitglied
der »B erliner Anti-NATO-Gruppe« (B .A. N . G .) . In-
terview: Rüdiger Göb el und Frank Brunner

junge welt: Die Pro teste gegen das G-20-Treffen

der größten Industriestaa ten Ende März in L o n-

do n und gegen denJubilä umsgipfel der NA TO A n-

fang April in Strasbo urg liegen ein ige Wochen zu-

rück. In L o ndo n gingen nach Medienberich ten we-

n iger Menschen als erwartet a uf die Straße; vo n

Strasbo urg blieben die Bilder vo n brennenden

Hä usern. Waren die als große Ereign isse vo n a u-

ßerparlamen tarischen Gruppen und Friedensbe-

wegung angekündigten Aktio nen ein Misserfolg?

Reiner Braun: D as waren sie nicht, auch wenn
Teile der Medien diesen Eindruck vermitteln woll-
ten . Die hab en sich in ihrer B erichterstattung zu
London auf eine Aktion konzentriert und andere
Prote ste , an denen sich innerhalb von fünf Tagen
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mehrere zehntausend Menschen b eteiligt hatten,
völlig ausgeblendet. Nach Strasb ourg sind insge-
samt 3 0 . 0 0 0 Kriegsgegner gefahren . Wenn man b e-
denkt, dass aufgrund der polizeilichen Repression
viele Menschen gar nicht anreisen durften, dann ist
das eine ziemlich große Anzahl . E s gab ein Prote st-
camp mit fünf- bis siebentausend Teilnehmern, ei-
nen sehr interessanten Kongress zur Kriegspolitik
der Nato und auch gewaltfreie Blo ckaden .
Und es gab eine Demo nstra tio n, die in Randalen

endete.

Braun: Ja, die gab e s . Ab er ich mö chte hier zu B e-
ginn des sicher kontroversen Gespräche s b etonen,
dass die franzö sischen B ehörden die se D emonstra-
tion von B eginn an verhindern wollten − übrigens
entgegen aller Ab sprachen . Die se s ist aus meiner
Sicht in Ab stimmung mit Teilen der deutschen Poli-
zei ge schehen . Die Brutalität ging von der Staats-
macht aus , die in völlig inakzeptabler Art und Weise
die D emoteilnehmer mit Wasserwerfern, Schläger-
trupp s und Gasgranaten einschüchtern wollte . D a-
zu kamen die Schikanen im Vorfeld .
Westermann: D as sehen wir ähnlich. E s ist sehr
schwer, gegen diese militärische Strategie vorzuge-
hen .
Dennoch ga b es Differenzen innerhalb des A n ti-

Na to-Bündn isses. Vertreter der Friedensbewegung

kritisierten das A uftreten a u to no mer Gruppie-

rungen. Worum ging es dabei?

Braun: D as Problem war, daß e s klare Ab sprachen
üb er die Aktionsformen während der D emonstrati-
on am Samstag, den 4 . April, gegeb en hat. So hatten
wir vereinb art, daß es eine gewaltfreie große D e-
monstration werden soll, an der sich auch Vater
und Mutter mit Kind und ältere Menschen b eteili-
gen können . D aran hat sich ein kleiner Teil nicht ge-
halten und hat j ene , die friedlich demonstrieren
wollten, in Geiselhaft genommen . Wenn − wie ge-
schehen − eine Tankstelle geplündert wird , dann
hat das nichts mit Politik zu tun, sondern nur mit
Vandalismus .
Auf Flugblä ttern a utono mer Gruppen wurde die

Aktio n an der Tankstelle dagegen als »revolutio nä-

re En teign ung« bezeichnet. Teilt die B.A . N. G diese

Einschä tzung?

Westermann: Man mu ss da differenzieren . Ich fin-
de e s schon problematisch wenn man in eine Tank-
stelle einbricht, um Tab ak o der Alkohol rauszuho-
len . In so einem Fall würde ich auch sagen : Leute ,
hier ist die Grenze , so was geht nicht. E s gibt aber
andere Situationen . Wenn etwa die Menschen in
Argentinien, die von der Wirtschaftskrise b etrof-
fen sind , Supermärkte plündern, dann würde ich
das durchau s als legitim bezeichnen. In Strasbourg
war e s eben auch so , dass zum Teil unorganisierte
Leute dabei waren . D eren Verhalten kann man
eb en nicht immer kontrollieren .
Braun: D as ist mir zu einfach . D er Tankstellen-
p ächter hatte diese Tankstelle vor sechs Wo chen
angemietet. Er hat sich verschuldet, nun ist seine

Existenz vernichtet. Ähnlich war es b ei der abgefa-
ckelten Apotheke . D as sind Aktionen von pub ertä-
ren männlichen Jugendlichen . Die kann man do ch
nicht vergleichen mit Tausenden Menschen in Ar-
gentinien, die hungern und einen Supermarkt au s-
räumen . Und natürlich müssen Ab sprachen auch
kontrolliert werden .
Kö nnen Sie diese A rgumen ta tio n nach vollziehen ?

Westermann: Nur teilweise . Grundsätzlich denke
ich nicht, dass man Proteste in friedlich und mili-
tant unterteilen sollte . Die Blo ckaden gegen die
Atommülltransporte in Gorleb en und auch b eim
G-8-Gipfel im Juni 2 0 07 in Heiligendamm hab en
do ch gezeigt, dass es möglich ist, wenn verschiede-
ne Aktionsformen gleichberechtigt neb eneinan-
der existieren . D as Problem sind auch nicht Mili-
tanz o der schwarze Blöcke , sondern eher das Ge-
genteil . Die D eutschen − um mal Lenin zu zitieren −
lö sen eb en zunächst erst einmal eine B ahnsteigkar-
te , b evor sie den B ahnsteig be setzen . Aus meiner
Zeit als B etrieb srätin kann ich mich no ch an Ge-
werkschaftsfunktionäre erinnern, deren größte
Sorge war, dass entlassene Arb eiter die Innenstadt
kurz und klein schlagen könnten . Anderswo ist
man da viel gelassener. Die Proteste gegen Werks-
schließungen in Frankreich sind da ein B eispiel .
D as waren keine pub ertierenden Jugendliche o der
Vandalen, sondern Leute , die da zum Teil 3 0 Jahre
ge arb eitet haben .
Ist es n ich t ein Un tersch ied, o b − wie in Fra nkreich

− ein ige Mitarbeiter ein paar Manager als Geiseln

nehmen und das Verwaltungsbüro ihres A rbeitge-

bers, der sie a ufdie Straße gesetzt ha t, dem olieren,

oder o b einfach die nächstbeste Glasscheibe ka-

puttgeschlagen wird?

Braun: Genau das ist j a meine Kritik. Man nimmt
in Kauf, dass Leute geschädigt werden, die j a ei-
gentlich Verbündete sind .
Westermann: Ich kann das nur wiederholen . Für
uns ist klar, dass keine kleinen Auto s o der Ge schäf-
te angegriffen werden dürfen . Wenn überhaupt,
dann geht es nur um große Ladenketten. Anderer-
seits werden wir mit die sen reinen Latschdemo s
auch nichts erreichen . Ich will j edenfalls militante
Aktionen nicht von vornherein ausschließen .
Braun: Natürlich sind verschiedene Aktionsfor-
men b erechtigt. Ab er es muss ein Zusammenhang
zwischen unseren Aktionen und dem Ziel, für das
wir kämpfen, zu erkennen sein . Ich hab e im Stras-
b ourger Anti-Nato-Camp mit Leuten, die sich als
Autonome b ezeichnet hab en, diskutiert und ich
war schon ziemlich ge scho ckt üb er deren Ansich-
ten . Die einzige Politikantwort war der Pflaster-
stein, und das kann e s nicht sein .
Wie la utet denn die A n twort der Friedenbewegung

a uf die zuneh mende Militarisierung der A ußen-

politik ?

Braun: Wenn wir etwas verändern wollen, brau-
chen wir die Unterstützung von Millionen Men-
schen . Und au s diesem Ansatz resultiert auch mei-
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ne Hauptkritik an b e stimmten Formen der Mili-
tanz . Die führt dazu , dass nur kleine Gruppen, üb-
rigbleiben und die se lassen sich relativ einfach zer-
schlagen . Im übrigen : Jene Aktionen, die ihr b e-
schreibt, ich nenne sie mal »po sitive militante Ak-
tionen« , können nur erfolgreich sein, wenn sie
Schutz von anderen Menschen b ekommen . Und
die se Aktivisten, ich wiederhole e s noch einmal,
könnt ihr nicht in Geiselhaft nehmen .
Westermann: Also ich finde das Wort »Geiselhaft«
in diesem Zusammenhang vollkommen unp as-
send . E s war do ch wohl eher so , dass die Polizei die
D emonstranten als Geiseln genommen hat. Allein
durch die Tränengasgranaten, die permanent auf
die Menschen geflogen sind . Und natürlich wehrt
man sich dagegen . Die Steine , die in Strasbourg flo-
gen, waren eine Re aktion auf die Provokationen
der Polizei .
Braun: Jetzt verharmlo st ihr das Verhalten b e-
stimmter schwarz gekleideter Personen, die sich
unter die D emonstrierenden gemischt hab en . Ihr
müsst schon zur Kenntnis nehmen, dass e s indivi-
duelle Gewaltakte aus der D emo herau s gegeben
hat. Und die Steine sind eb en nicht nur gegen die
Polizei geflogen, sondern hab en auch andere D e-
monstranten getroffen .
Ist angesich ts der un tersch iedlichen Vorstellungen

vo n Widerstand künftig überha upt ein Bündn is

a us A uto no men und Friedensbewegung m öglich ?

Braun: Ich geb e zu , dass b ei uns darüb er gestritten
wird , ob es mit den so genannten Linksradikalen
noch gemeinsame Aktionen geb en kann . Ich will
ein Bündnis mit diesen Gruppen . D o ch über b e-
stimmte Verhaltensformen müssen wir diskutie-
ren .
Westermann: Ich hab e ein Problem damit, wenn
Leute aus der Friedensbewegung von uns fordern,
wir sollten die se s und j ene s tun . D avon abge sehen
sind wir natürlich zu Ge sprächen b ereit. D o ch ich
denke , auch b ei euch b e steht no ch Diskussionsb e-
darf. Für uns ist e s b eispielsweise nicht akzeptab el,
wenn Grünen-Politiker auf Friedensdemo s als Ver-
mittler agieren . . .

. . . Sie spielen a uf Strasbo urg an, wo der Bundes-

tagsabgeordnete Hans-Christia n Strö bele vor Ort

m it der Polizei verhandelt ha t.

Westermann: Genau . Für viele Leute aus unserem
Spektrum ist so etwas undenkb ar. Zwischen uns
und den Grünen gab e s Prügeleien auf D emonstra-
tionen, weil die uns angegriffen hab en, nachdem
wir vom Lautsprecherwagen aus den Jugo slawien-
Krieg thematisiert haben, für den diese Partei ge-
stimmt hat. D a sind übrigens die Grünen militant
geworden; die wollten den Lautsprecherwagen
stürmen .
Braun: Ich bin gerne b ereit, üb er Bündnisstrategi-
en, linke Sozialdemokratie und Grüne zu diskutie-
ren . Ströb ele b eispielsweise ist ein Gegner sowohl
des Jugo slawien- als auch des Afghanistan-Krieges .
Auch die Grüne Jugend und die Jungsozialisten ha-

b en sich in einer sehr kritischen Erklärung zur Na-
to ge äußert. Die wollen wir nicht ausschließen,
Wenn Sie sich n ich t einmal über mögliche Bünd-

n ispartner ein igen kö nnen, wie wollen sie dann

künftige Pro teste gemeinsa m organ isieren ?

Braun: Wichtig ist, dass viele Menschen mitma-
chen . D as erreichen wir nur durch eine sinnvollen
Zusammenarb eit der unterschiedlichen Gruppen .
D abei mü ssen sich alle Organisationen innerhalb
des Bündnisses gleichb erechtigt wiederfinden .
Wichtig ist auch, dass die Hürde , an einer D emonst-
ration teilzunehmen, nicht zu hoch ist. Ich mö chte ,
dass Leute auch spontan zu D emo s gehen können,
ohne Angst zu hab en, plötzlich in Gewalttätigkei-
ten involviert zu werden .
Westermann: D er eigentliche Grund , warum viele
Menschen nicht mehr spontan zu Protestveranstal-
tungen gehen, ist doch nicht der schwarze Blo ck,
sondern die immer stärkere Einschränkung des D e-
monstrationsrechts . D arüb er hab en wir j a bisher
noch gar nicht ge spro chen . Transp arente , die län-
ger als 1 , 5 0 Meter dürfen nicht mehr getragen wer-
den, man wird festgenommen, weil man ein Tuch
um den Hals trägt und so weiter. Außerdem wird e s
für die Anmelder solcher D emo s immer schwieri-
ger, für die Einhaltung der ganzen polizeilichen
Auflagen zu garantieren . E s ist dadurch nicht ein-
fach, üb erhaupt j emanden zu finden, der eine sol-
che Veranstaltung anmeldet. D arauf sollten wir uns
konzentrieren .
Braun: D a stimme ich euch zu . Wir müssen selb st-
verständlich gemeinsam gegen diese repressiven
M aßnahmen von B ehörden und Polizei vorgehen .
Strasb ourg hat j a gezeigt, dass nicht nur Kriegsein-
sätze im Ausland , sondern auch undemokratische s
Verhalten nach innen zunehmen . Und genau des-
halb ist Solidarität unter den D emonstranten so
wichtig.
Noch mal: Der Vorwurfa us derFriedensbewegung

la u teteja, dass a uto no me Gruppen A bsprachen in-

nerhalb des Bündn isses n ich t eingehalten haben.

Westermann: Ich muss das j etzt einfach mal so ste-
hen lassen . D enn e s ist natürlich schwer, sich zu et-
was zu verhalten, was man nicht selb er beob achtet
hat. Außerdem sollte man nicht ganz außer acht las-
sen, dass sich auch Provokateure unter die D e-
monstranten mischen können . D as hab en wir sel-
b er schon oft erlebt.
Braun: Provokateur ist ein gutes Stichwort. Um
solche Leute rauszuhalten, brauchen wir ein funk-
tionierendes Kontakt- und Ansprache system und
auch eine Art Verhaltensko dex b ei gemeinsamen
Aktionen .
Wäre ein solcher Verhaltenskodexfür die B.A . N. G.

akzeptabel?

Westermann: Nichts gegen Ab sprachen im Vor-
feld . Ab er letztlich kommt e s do ch auf die Situ ation
an . Wenn Wasserwerfer in eine D emonstration fah-
ren, dann kann ich den Leuten do ch nicht mit ei-
nem Verhaltensko dex kommen, so nach dem Mot-
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to : Wir haben ab er abge spro chen, dass wir uns ge-
ordnet zurückziehen . E s werden immer Menschen
da sein, die sich weigern, vor der Polizei zurückzu-
weichen . Wenn der Rahmen so ist, wie die Ab spra-
chen getroffen wurden, okay. Ab er wenn j etzt was
p as siert, das diesen Rahmen sprengt, dann ist so-
was unmöglich. Wir können für unsere eigene
Gruppe Verantwortung übernehmen, aber nicht
für Leute aus dem autonomen Block einer D e-
monstration, die vielleicht au s einer ganz anderen
Stadt o der aus einem ganz anderen Zu sammen-
hang kommen .
Braun: Entschuldigung, ab er da widerspreche ich .
Ein Verhaltensko dex muss sich j a in der Krise b e-
währen . Gerade in der schwierigen Situation muß
man üb erlegen, wie man gemeinsam damit um-
geht. Wenn alle s Friede , Freude , Eierkuchen ist,
brauche ich keinen Verhaltensko dex.
Mach t es sich die B.A . N. G. n ich t ta tsächlich zu ein-

fach ? Wenn Dem o nstra tio nsleitung und vorberei-

tende Gruppen es den Kräfteverhältn issen vor Ort

überlassen, in welche Rich tung die Dem o nstra ti-

o n geh t, öffnen sie n ich t n ur Pro voka teuren Tür

und Tor. Sie überlassen es a uch irgendwelchen

Halbstarken, das Bild der Demo zu bestim men. Ist

so eine Einstellung n ich t ein Offenbarungseidfür

jedes Bündn is?

Westermann: Ich denke nicht. Wir sind schon in
der Lage , Provokateure zu erkennen und die dann
auch aus der D emo rauszu schmeißen . D as hat sich
in der Vergangenheit gezeigt. Und außerdem : Was
nützen 2 0 . 0 0 0 friedliche , ab er hilflo se D emonst-
ranten, die keiner wahrnimmt? Gerade in Stras-
b ourg hat man j a gesehen, dass e s das Ziel war, die
Proteste möglichst wenig sichtb ar werden zu las-
sen .
A ber die bloße Wahrneh m ung kann doch n ich t

das Ziel sein. Es geh t darum, wie ma n wahrgeno m-

men wird. Und in den bürgerlichen Medien sah

man n ur brennende Hä user und schwarz geklei-

deteJugendliche, die randalierend durch die Stadt

ziehen. War es n ich t so, dass ganz erfolgreich ver-

such t wurde, die A ngst vor den Dem o nstran ten

größer werden zu lassen als die vor Kriegseinsä t-

zen, gegen die sich die Pro teste gerich tet ha tten ?

Braun: Ich denke auch, e s ist eine Fehleinschät-
zung, dass man Steine braucht, um wahrgenom-
men zu werden . Wir hatten in den Medien und der
internationalen Öffentlichkeit eine rie sige po sitive
Resonanz bis weit in den Freitag hinein, sogar no ch
bis in den S amstag. Auf dem Kundgebungsplatz wa-
ren zwölf Kamerateams aus ganz Europ a und den
USA. Die waren alle weg, als die Geb äude brannten
und hab en nicht mehr üb er die Kundgebung b e-
richtet. Die Kritik an der Nato spielte plötzlich kei-
ne Rolle mehr, statt dessen wurden die b ekannten

Bilder gesendet. Und deswegen werfe ich j enen,
die diesen Unsinn angerichtet hab en, vor, dass sie
für eine Wahrnehmung ge sorgt hab en, die unse-
rem Anliegen schadet.
Wurden die Ereign isse in Strasbo urg in der links-

radikalen Szene überha upt thema tisiert?

Westermann: Ja, natürlich . Und das nicht zum ers-
ten Mal . Die D eb atte gab es ganz stark auch schon
nach dem G-8-Treffen in Heiligendamm . D a gab e s
auch große Kontroversen, vor allem um solche Di-
stanzierungen, die e s von anderen Organisationen
vor der Pre sse gab . D as ist b ei den Autonomen
nicht gut angekommen, dass in der Öffentlichkeit
die gesamte »Schuld« auf die Black-Blo ck-Leute ge-
schob en wurde .
Nun gibt es ta tsächlich gen ügend Beispiele dafür,

dass in der Vergangenheit die Gewalt n ich t vo n A u-

to no men, so ndern vo n verkleideten agen ts pro vo-

ca teurs der Polizei a usging.

Braun: D as ist richtig. Wenn man heute die Bilder
aus Strasb ourg sieht, kann man direkt nachweisen,
dass es ein Zu sammenspiel zwischen Provokateu-
ren und der Polizei gab . Wir hab en Bilder, wo
schwarz gekleidete B eamte aus Polizeifahrzeugen
aussteigen und sich unter die D emonstranten mi-
schen . Trotzdem können e s sich zumindest Teile
de s linksradikalen Spektrums nicht so einfach ma-
chen und eigene Fehler ignorieren . Auch hier ist ei-
ne selb stkritische Aufarb eitung dringend geb oten .
Strasbo urg ist Vergangenheit. Wie geh t es weiter?

Westermann: Wir werden weiter zu Anti-Nato-
Protesten mobilisieren und gegen die Kriegspoli-
tik der Bunde swehr pro te stieren . Ein künftiger
Schwerpunkt für uns ist die zunehmende militaris-
tische Forschung an den Universitäten .
Braun: Wir hab en drei Schwerpunkte : Zunächst
arb eiten wir als internationales Ko ordinierungs-
gremium gegen Nato und Krieg weiter. 2 0 1 0 gibt e s
die nächste große offizielle Nato-Konferenz in Por-
tugal . Wir werden uns mit unseren portugiesi-
schen Freunden Aktionen zu die sem Treffen de s
Militärbündnisse s üb erlegen . Ich denke , dass wir
auch im Herb st zu weiteren Afghanistan-Aktionen
kommen müssen . Und wir müssen − und da ist die-
ses Gespräch ein ganz kleiner Teil davon − Fragen,
Schwächen und Probleme , die es b ei vergangenen
Aktionen gegeb en hat, diskutieren . Wir werden
auch b eleuchten, dass sich die Regierungen Frank-
reichs und D eutschlands einen Dreck darum scher-
ten, was in ihren Verfassungen steht. Wir werden
zusammenstellen, wo die Staatsmacht gegen Ge set-
ze verstoßen hat. E s gibt da mehr als genug M ateri-
al . Und das werden wir bis dahin gemeinsam mit
unseren franzö sischen Freunden an die Öffentlich-
keit bringen .
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